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(Nr. 13426.) Geſetz über das Staubecken bei Ottmachau. Vom 15. Juni 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Für die Entziehung oder Beſchränkung des Grundeigentums für die Zwecke des Staubeckens 
bei Ottmachau und ſeiner Nebenanlagen ſowie für die Feſtſtellung der den Grundeigentümern zu 
gewährenden Entſchädigung finden die Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung von Grund⸗ 
eigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) nur inſoweit Anwendung, als ihnen die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht widerſprechen. 


82. 
Das Grundeigentum kann nur gegen vollſtändige Entſchädigung entzogen oder beſchränkt 
werden. Die Entſchädigung wird grundſätzlich in Land gewährt. Soweit geeignetes Land für 
dieſen Zweck nicht zur Verfügung ſteht, iſt die Entſchädigung in Geld zu leiſten. 


§ 3. 

Die Feſtſtellung der Entſchädigung und die Vollziehung der Enteignung erfolgen in einem 
Umlegungsverfahren, für das die Vorſchriften des Geſetzes über die Umlegung von Grundſtücken 
(Umlegungsordnung) vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453) ſowie die Vorſchriften 
über das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, wie fie in den Provinzen Nieder- 
und Oberſchleſien gelten, mit den ſich aus dieſem Geſetz ergebenden Anderungen Anwendung finden. 


§ 4. 

(1) Der Umlegungsbezirk umfaßt: 

1. die Gemeinde- und Gutsbezirke, die ganz oder zum Teile für die Zwecke des Staubeckens 
oder ſeiner Nebenanlagen in Anſpruch genommen werden; 2 


2. die den zu 1 genannten Gemeinde- und Gutsbezirken benachbarten Gemeinde- und Gut3- 
bezirke oder Teile von ihnen, ſoweit ihre Zuziehung zum Verfahren für eine zweckmäßige 
Umlegung erforderlich iſt; 

3. die vom Unternehmer zur Abfindung der Grundeigentümer zur Verfügung geſtellten 
Grundſtücke, ſofern ſie ſich nach Lage und Beſchaffenheit zu dieſem Zwecke eignen. 

e) Die einſchränkenden Vorſchriften der 88 3 und 10 Abſ. 2 der Umlegungsordnung finden 
keine Anwendung, die des § 10 Abſ. 1 finden nur auf ſolche Grundſtücke Anwendung, die nicht 
für die Zwecke des Unternehmens entzogen oder beſchränkt werden ſollen. 
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§ 5. 

Die Umlegung iſt vom Unternehmer beim Landeskulturamtspräſidenten in Breslau zu 
beantragen. Dem Antrag iſt eine Abſchrift des vorläufig feſtgeſtellten Planes des Staubeckens 
und ſeiner Nebenanlagen, ein Verzeichnis der Gemeinde- und Gutsbezirke, die ganz oder zum 
Teile für die Zwecke des Staubeckens oder ſeiner Nebenanlagen beanſprucht werden, ein Verzeichnis 
der vom Unternehmer zur Abfindung der Grundeigentümer angebotenen Grundſtücke und eine 
Karte, in der die Grenzen des beantragten Umlegungsbezirkes eingetragen find, beizufügen. 


8 6. 
(1) Der Landeskulturamtspräſident überträgt die Leitung des Verfahrens einem von ihm 


zu ernennenden Umlegungskommiſſar. Dieſer hat die amtlichen Befugniſſe eines Kulturamts⸗ 
vorſtehers. 


(2) Der Umlegungskommiſſar hat in einem Ortstermine die Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe 
der beteiligten Kreiſe, die Vorſteher der beteiligten Gemeinde- und Gutsbezirke und den Unter⸗ 
nehmer über die Bildung des Umlegungsbezirkes zu hören. Die Ladung zu dem Termin iſt 
mindeſtens 14 Tage vorher zuzuſtellen. In der Ladung iſt zugleich mitzuteilen, daß und an 
welcher Stelle der vorläufige Plan und die Karte des Umlegungsbezirkes zur Einſicht der Gemeinde— 
vorſteher offengelegt ſind. 


87. 
(1) Einwendungen gegen den Umlegungsbezirk müſſen in dem Termine mündlich angebracht 
und begründet werden. Hierauf iſt in der Ladung hinzuweiſen. Die Einwendungen ſind mit den 


Widerſprechenden zu erörtern. Dem Unternehmer iſt Gelegenheit zu geben, ſich zu den Ein⸗ 
wendungen zu äußern. 


(2) Nach Abſchluß der Verhandlungen hat der Kommiſſar die Akten mit einer gutachtlichen 
Außerung an den Präſidenten des Landeskulturamts abzugeben. 


88. 

() Der Landeskulturamtspräſident ſtellt den Umlegungsbezirk durch einen mit Gründen 
verſehenen Beſchluß feſt. Der Beſchluß iſt den Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe der beteiligten 
Kreiſe ſowie den beteiligten Gemeinde- und Gutsvorſtehern zuzuſtellen, der entſcheidende Teil 
iſt in allen Gemeinde- und Gutsbezirken, in denen die Grundſtücke des Umlegungsbezirkes liegen, 
in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 


(2) Gegen den Beſchluß ſteht dem Unternehmer und den beteiligten Gemeinde- und Guts⸗ 


vorſtehern innerhalb 14 Tage nach Zuſtellung die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft 
Domänen und Forſten zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


* 


89. 

Soll der nach § 8 feſtgelegte Umlegungsbezirk weſentlich erweitert werden, fo ift wegen 
der nachträglich zum Verfahren zuzuziehenden Grundſtücke das in den SS 6 bis 8 beſchriebene 
Verfahren durchzuführen. Eine geringfügige Erweiterung des nach $ 8 feſtgeſtellten Umlegungs⸗ 
bezirkes kann der Umlegungskommiſſar ſelbſtändig anordnen. Vor der Anderung ſind die Eigen⸗ 
tümer der dadurch betroffenen Grundſtücke zu hören. 


8 10. 


Die beteiligten Grundeigentümer müſſen auch eine Veränderung der bisherigen Art ihres 
Wirtſchaftsbetriebs dulden. Iſt für die Veränderung ein Gebäude umzubauen oder neu zu 
errichten, jo gelten die Koſten als Folgeeinrichtungskoſten (§ 15). 
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§ 11. [ 

Beſtimmten Grundſtücken kann die öffentliche Laſt it werden, daß ſie nur in 
beſtimmter Art benutzt werden dürfen. Eine Abweichung von dieſer Benutzungsart iſt nur mit 
Genehmigung des Oberpräſidenten der Provinz Niederſchleſien als des Chefs der Oderſtrom⸗ 
bauverwaltung zuläſſig. 

§ 12. 

Auf die Beſchwerde gegen den vom Umlegungskommiſſar erlaſſenen Beſchluß, durch den 
der Auseinanderſetzungsplan feſtgeſtellt wird, entſcheidet die Spruchkammer des Landeskulturamts 
in der durch § 6 Ziffer 5 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsſiedlungsgeſetze vorgeſchriebenen 
Beſetzung. 

§ 13. 

Der Landeskulturamtspräſident iſt befugt, nach Anhörung der Kreisausſchüſſe der be⸗ 
teiligten Kreiſe im Einverſtändniſſe mit den Regierungspräſidenten die Gemeinde- und Guts⸗ 
bezirksgrenzen anderweit zu regeln, beſtehende Gemeinde- oder Gutsbezirke aufzulöſen oder neue 
zu bilden. 

§ 14. 

Soweit der Unternehmer vor Ausführung des Auseinanderſetzungsplans eines einzelnen 
Grundſtücks benötigt, iſt der Eigentümer verpflichtet, das Grundſtück gegen vollen Erſatz des ihm 
durch die vorzeitige Entziehung entſtehenden Schadens zur Verfügung zu ſtellen. Der Schaden 
iſt in Jahresraten in Geld zu erſetzen. Der Umlegungskommiſſar hat die Beſitzüberweiſung 
an den Unternehmer durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß anzuordnen. In dem 
Beſchluß iſt zugleich die an den Eigentümer zu zahlende Entſchädigung feſtzuſtellen. Vor Erlaß 
des Beſchluſſes iſt der Eigentümer zu hören. Er kann verlangen, daß das Grundſtück vor 
der Beſitzübertragung durch Sachverſtändige geſchätzt wird. Gegen den Beſchluß findet innerhalb 
14 Tage nach Zuſtellung die Beſchwerde an die Spruchkammer des Landeskulturamts ſtatt. Die 
Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Spruchkammer entſcheidet endgültig. 


8 15. 


Sämtliche durch das Umlegungsverfahren entſtehende Koſten eo der Neben⸗ 
und Folgeeinrichtungskoſten hat der Unternehmer zu tragen. Im übrigen finden auf das 


Koſtenweſen die für die Gemeinheitsteilungen geltenden Vorſchriften Anwendung. 


8 16. 


Dieſes Geſetz findet auch auf die zur Zeit ſeines Inkrafttretens eingeleiteten Enteignungen 
Anwendung. 


8 17. 


Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten führt das Geſetz aus. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 15. Juni 1929. 


Eiegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 


br. Grunau, lol ten. tr. 12/3 g 
n 22 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). | 


In Nr. 22 des Minifterialblatts der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten iſt die Geſchäftsordnung für die Tierärztlichen Standesgerichte und den Tierärztlichen Standes— 
gerichtshof vom 23. Mai 1929 veröffentlicht, die am 2. Juni 1929 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 6. Juni 1929. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1929 


über die Genehmigung von Nachträgen zur Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz 
Pommern 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 16 S. 63, ausgegeben am 20. April 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1929 
über die Beſtätigung von Satzungsänderungen der Pommerſchen Stadtſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 17 S. 70, ausgegeben am 27. April 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1929 
über die Genehmigung von Anderungen der Satzung der Stadtſchaft der Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 20 S. 146, ausgegeben am 18. Mai 1929; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. April 1929 5 
über die Genehmigung des V. Nachtrags zur Satzung des Calenberg-Göttingen-Gruben⸗ 
hagen⸗Hildesheim'ſchen Ritterſchaftlichen Kreditvereins 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 21 S. 89, ausgegeben am 25. Mai 1929; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Mai 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreiskommunalverband Rendsburg für 
den Ausbau des Nebenwegs 1. Klaſſe von Nortorf nach Ellerdorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 22 S. 203, ausgegeben am 1. Juni 1929; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Mai 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Beckendorf für die 
Erweiterung des Friedhofs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 23 S. 141, ausgegeben am 8. Juni 1929; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Horſtmar für den chauſſee— 
mäßigen Ausbau einer Verbindungsſtraße zwiſchen der Kreisſtraße Horſtmar Eggerode 
und der Kreisſtraße Horſtmar— Darfeld 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 24 S. 99, ausgegeben am 15. Juni 1929. 
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